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M. E, hat ii.EE Kommission recht, wenn sic die 
Vereidigung der Zeugen und Sichre reih: ndigen wie 
eine mündliche Verhandlung über die Verordnung 
der Wiederaufnahme nicht allgemein vurs^hreiben 
will, Es würde io der Tat dadurch, da der weit¬ 
aus größte Teil der Wiederaufoahmegesuche ?er- 
würfen wird, eine unnötige Vermehrung der Eides¬ 
leistungen bewirkt und das Verfahren unnötig kom- 
pJi zierL. Allein es Stände nichts im Wege und 
wäre durchaus gerechtfertigt, beides für diej Gnigen 
Fälle vorjuschreiben, jn welchen das Gericht die 
Wiederaufnahme verordnen will h sonach die Ver¬ 
ordnung der Wiederaufnahme nun auf Grund einer 
mündliche□ kontradiktorischen Verhandlung EU ge¬ 
stalten, in welcher die Zeugen und S-achrerständigcn 
eidlich, Zu vernehme□. sind. Allein auch schon die 
Beschlüsse dar Kommission werden wesentlich rur 
Einschränkung der Wiederaufnahme auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel beitragen. Und so 
wird sich die Einführung der Berufung auch da¬ 
durch als ein Segen für die StrafrechtspElege er- 
weisen, dafs sie den sielen Aufhebungen rechts¬ 
kräftiger Strafurteile im WiedcranfcahrnGTerfaliren, 
die jetil wegen inzwischen eingetnelencr Verblassung 
und Verwischung des Scbuldbeweises zu Unrecht 
erfolgen, uod der Erschütterung des Vertrauens zu 
der Rechtsprechung der St ratge richte ein Ende macht, 
welche derarLigE Wiederaufnahmeverfahren, ohne 
Grund in der Otflenilicbkeit hLTTorrufcu, 


RiOhtaflndung- durch Intaressenwägun^, 

Von Pi^fct&or Di\ Stampe. Grcifa^sld. 

Nachdem ich ?or kurzem die .Momente zu- 
simmcugefafst habe, 1 ) welche die, „Rechtsfindung 
durch. Konstrukünu 4 zu einer sozialen Gefahr machen, 
soll jetzt der Versuch unternommen werden, den 
Weg vorEUBeichnen, auf dem wir zu einer sozial 
brauchbaren KechJshnduüg gelangen kennen. 

1. Zunächst müssen die Anschauungen über die 
Grenzen und das Wesen des Gesetzes refor- 
mieil werden. Das Dogma von der Ijückerdosigfeeil 
der Rechtsordnung, welches erfahrungsoiäfüig als 
Begleiterscheinung umfassender KodifLkatiunEn auf- 
tauchi und dem Staatsregimeat oft ein ge¬ 

sehener Bundesgenosse fegen unbequeme Regungen 
richterlichen Machtgefühles Lat, Yiadmert dem Gesetz 
die Fähigkeit, den Leben&vqrhälfoissen der Gegen¬ 
wart wie der Zukunft gleicheren atsen die alles vor¬ 
auf sehende, alles umfassende Norm zu sein; und da 
dem Verstände ein! euch Lei, dafi diese Fähigkeit dem 
Geselle nimmermehr iauewohneu kann, wenn man 
cs als eine Summe v-erbo tenus festge-legier 
Ree hissätze auffalst, denen auch die höchste 
MeuSOhen Weisheit ja nie zu so all umspinnendem In¬ 
halt verhelfen könnte — io bat man, um das Dogma 
ZU retten, zu der Unterstellung gegriffen, das GeseLz 
sei seinem eigentlichen Wesen nacli nicht eine Summe 
geschriebener Rechlssätze, Sündern ein System nn- 

Ü Y(i, meines Aufwls Uher Etsch briDdii Dg Jutcli hL■ ■ n■ i h i i■>i*-, 
J>. 417 iL BL 


geschriebener Prinzipien, von denen jene ge¬ 
schriebenen Rechtsgätze nur eEnzelce Anwendungs- 
fälle bedeuten. So wird aus dem Rücktrittsrecht 
wegen Verzuges {§ 32h BGB,) das Prinzip, dafs jede 
Vertragsverletiungj welche den Vertragszweck ge¬ 
fährdet, zum Rücktritt berechtigt (Staub)- die 
Recbtssiize über die Behandlung weseflillchen, Ge- 
schäftsirrtums wandeln sieb io die Willens- resp, 
ErkläruEgslhcnrie; an die Stelle der Normen Über 
den Rang bedingter Rechte, über die Berechnung 
der pauiiau isehen Fristen bei bedingten Rechts¬ 
te schäfte ü,, über den Zeitpunkt, von dem ab Zinsen 
und Nutzungen aus solchen Geschäften zuständig 
werden y. 5 , f, w tritt das Prinzip der Rückwirkung 
oder Nichtrückwirkung der Bedingung elc r Und 
alle diese Prinzipien beanspruchen, als Ge*etze$- 
i fl hall mit Gesetzeskraft respektiert zu werden. 

Aber wie stimmt ein solcher latenter Gesetzes- 
inhall zu der dem Gesetz io allen Staatsordnungen 
zu fallen den Aufgabe, den Willen der legislativen 
Staatsgewalt in authentischer Form zu offen¬ 
baren? Und weiter, ist es nicht ein aus praktischen 
Gründen jeder Rechtsordnung unentbehrlicher Satz, 
dafs ein Wille, um rechtliche Bedeutung zu erlangen, 
geäufsert, durch Erkläanng verlaut hart sein müfs? 
Und endlich, wie soll man den Beweis erbringen, 

d*5 Gesetz die Prinzipien, welche es nicht aus¬ 
spricht, wirk Lieh will? Der Wortlaut des Gesetzes 
läfst doch hier rollig im Stich, und ein anderes 
Hilfsmittel, den Willen des Gesetzes logisch zu 
ei^ründea, besitzt man nicht, namentlich auch nicht 
in den sog. Gesetzes materiallen; denn den Willen 
des Gesetzes mit logischer Schlüssigkeit feststellen 
kann man nnr aus dem Inhalt des Gesetzes selber 

— die Materialien sind aber im Verhältnis zu dem 
Gesetz, dem sie zugehören, nicht Gc^ctzcrinbalt, 
sondern lediglich Berichte über das, was die Ver¬ 
fasser des Gesetzes oder einzelne Gruppen derselben 
in das Gesetz hineinzulegen beabsichtigten., also 
Aeufserungen rein historischer Natur, die für die Er¬ 
forschung des Gesetzes willens keinerlei authen¬ 
tische Bedeutung haben. 

Man sieht, jene Auffassung gerat notwendig ins 
Uferlose. Wer auf sicherem Boden bleiben will, 
mufs daran festhalten, dafs der Wille des Gesetzes 
in ihm selber ausgesprochen sein mufs, und 
dafs der Inhalt dieses Willens genau, derjenige ist, 
welcher sich nach den Regeln Logischer Er¬ 
kenntnis aus- den Worten des Gesetzes ergibt. Ein 
latenter GcscIzcbwlIIc eilsliert nie Li L- Auch mit 
Hilfe der sog. Analogie können unausgesprochene 
Prinzipiell nicht zu einem mit Gesetzeskraft aus- 
geslatleien Dasein erweckt werden- Deon die 
Analogie ist nicht — wie man landläufig behauptet 

— Anfdecku 11 g vorhandenen Geselicsinhallg, sondern 
lediglich ein besonderer Fall richterlicher Rechts¬ 
findung. dar Gesetzeskraft nicht ZuLomiiit. Bes-ünde 
nämlich die Analogie i n der Aufdeckung vorhandene» 
Gesetzesinhalts, so dürfte sie nur mit logischen 
Schlüssen aus deo Gesetze,horten operiere«^ in 
Wpj klichteit arbeitet sic aher genau so wie lede 
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versündige richterliche Rechtsfindung mit ganz an* 
deren Mitteln, nämlich sozialen Eru-Iguflgeö* mit 
der vergleichenden Wertung kollidierender Jater- 
essen; denn nur dadurch, kann sie ihr Ziel erreich en, 
Tür neu aufgelaucbte Tatbestände, deuen im 
Gesetz selber eine Regelung noch nicht zuteil wurde, 
die angemessenen Fechtswirkungcn ausfindig zu 
madiea. Die Analogie unterscheidet sich von 
sonstiger richterlicher Rechtsfindung nur in dem 
einen Punkte, daß bei ihr die Iüleressenwerlung zu 
dem Resultat kömmt* das öffentliche Interesse sn 
möglichst einfacher* kontinuierlicher Fort¬ 
bildung der Rechtsordnung in concreto als 
überwiegender Berücksichtigungwert zu erachten 
und deshalb dem neu zu regelnden Tatbestände 
r z-, B- der positiven Vertragsverletzung) die gleichen 
Rechts Wirkungen beizulegen* die ein im Gesetz be¬ 
reits gcxcgelter Tatbestand (z, R- der ErfiilJungs¬ 
verzug) aufweis!, [n der Kraft der von ihr auf* 
ge stellten Sätze hat die Analogie dagegen tor 
sonstiger richterlicher Rechtsfindung nichts voraus. 
Gelangt sie also zu einer Verallgemeinerung 
eine5 gesetzlich geregelten Tatbestand^ also zu der 
Umwandlung des Einzelfalles iü ein Prinzip (z, R- 
zu der Ausdehnung des gesetzlich nur für den Vcr- 
zugsfall gewährten Rücktrittsrechles auf jeden FalL 
too Vertragsrerletiungn die den Gesebaftszweck ge¬ 
fährdet), so wüßte ick nicht, woher dies SO ge¬ 
wonnene Prinzip die Gesetzeskraft nehmen sollte. 

Aber auch dort* wo ein Gesetzeswille aus- 
gesprochen ist* kann man ihm Gesetzeskraft nur 
soweit merkenden, als sein Inhalt sich aus -dem Ge¬ 
setze selber zweifelsfrei ergibt- Zweifelsfrei er- 
hellt z- Br aus § 826 BGB., daß die im § 839 dem 
Besitzer zugt-filandern; Anwendung von Gewalt gegen 
verbotene Eigenmatrhl nicht das Mals der guten 
Sitte überschreiten darf, und darum bat diese Be¬ 
schränkung Gesetzeskraft, trotzdem im § flö9 selber 
nichts auf sie hfedeutet Was aber Ausdrücke wie 
„GescbäRsbesQTgung“ En § 675 BGB. n „sonstiges 
Recht“ in J B23, *obne rechtlichen Grund“ in § hl2, 
„durch ein Tier“ uud „derjenige* welcher das Tier 
hllt 4 in § 823 besagen* läfst sich mit logischen 
Hilfsmitteln aus dem Gesetz niebt ergründen; uod 
deshalb kann dem Sinne, den die Praxis diesen 
Worten unterlegt, Gesetzeskraft nicht zukommen; 
auch dann nicht T wenn Cr den Aeufstrungen der 
Gesetzesmaterialien inhaltlich entspricht; er ist viel- 
mehr immer lediglich ein Produkt der richterlichen 
Rechtsisndung, gerade wie die für gar nicht Ge¬ 
setzlich geregelte Fragen vom Richter aufgestellten 
Normen. 

Auf diese Weise schrumpfen die Grenzen des 
Gesetzes freilich sehr zusammen. Aber dafür wird 
dem* was innerhalb derselben verbleibt* sein wahres 
Wesen als authentisch ausgesprochener Wille 
der legislativen Gewalt gerettet- Und auch der 
Stellung des Richters wird ihr wirklicher Inhalt 
zuruckgegeben. Er wird von der inneren Unklarheit 
befreil* in welche ihn das Dogma von der Lücken¬ 
losigkeit der Rechtsordnung versetzt* wenn cs ihn i 


1 1fr 


zwingt, Prinzipien aufnastellen. die aus der ge¬ 
schriebenen Norm keineswegs logisch notwendig 
feigen, uad trotzdem diese Prinzipien als Ge^ctzes- 
inha.lt anzuerkennen. Und offen liegt erst jetzt vor 
seinem Blick die gewaltige Machtfülle, die sciu Amt 
ihm gibt* indem cs ihn nicht nur dazu beruft, nach 
dem Gesetze zu richten* sondern überall; da, wo das. 
Gesetz seiner Frage nicht Antwort steht* die Schöpfung 
des Hechtes für den der Entscheidung bedürfenden 
Ein eelfell ihm selber an vertraut; eine Machtfülle, die 
ein großes Mats von Verantwortlichkeit auf seine- 
Schultero legt, aber ihm zugleich eine Tätigkeit zu¬ 
meist, welche anch einem hochstrebtnden Geiste als- 
Ideal erscheinen mochte. 

II. Die bisherigen Ausführungen suchten die- 
AcschauimgeG über das Yerhällats zwischen Gesetz 
und Richter klarzustelleu. Sie führen xu deso Er- 
gehnfe, dafe neben der Ausl eguhgsEäligkeit des 
Richters ■— in -der sich nach der herrschenden An¬ 
sicht sein "Wirken erschöpfen soll — ihm in weilcm 
Umfänge selbstFchdpferische Rechtsfindung ob¬ 
liegt. Es mtifi* gegenüber den herrschenden Ideeö 
vom Wesen der Auslegung* scharf betont werden* 
dafs die Auslegung eiüe reia logische Tätigkeit 
ist, beschränkt auf das Ziel* den SÜnn de* Gesetzes 
ausdEcscm selber mit zwingender &icberheit 
fes-tzus teilen, und daß Fic gtnan :1a ihr Ende findct F 
WO dieses Ziel nicht mehr crrdcfcri werden kann. 
UeberaU* wo der Richter die Normen, welche er 
braucht* au f dem eben bezeichn eien Wege nicht zu 
eruieren vermag, mul* er zur Rechtsfindung 
greifen, und es Erik an die Stelle der mit Gesetzes¬ 
kraft begabten und darum auch für zukünftige 
Falle maßgebenden Aun-fegußgaresultatc der richter¬ 
liche Ergänzungssatz, der für den zur Entschei¬ 
dung stehenden Rechtsstreit freilich vermöge der 
Rechtskraft des Urteils legis vice fungiEur* für die 
Zukunft aber unverbindlich und so lauge der Ab¬ 
änderung unterworfen bleibt* 1 ms er durch konslarite 
Ucbung zum Gewohnheitsrecht geworden ist. 

Bei dieser weiten Ausdehnung des Rechls- 
findungSgebieEes int natürlich für den Richter die 
Gefahr groß, durch den Gel>rauch einer ungeeigneten 
Rechtsbsldungsmelhode auf Abwege zu geraten. Das 
Dogma ?on der Lückenlosigkeit der Rechtsordnung 
ist schuld daran, dafs man für -diese Gefabr bisher 
keinen Blick halte, und dafs die. riehEerliehe Rechls- 
findun^. die dch unter der Firma, der „abä.ndermlcn M 
Iillerpretalion oder «1er Analogie vollzog? in naircr 
Melhodeolosigkeil vor sieh ging. Verleitet durch 
die in dieser Richtung mit gleicher Unüberlegtheit 
verfahrende herrschende Theorie, kommt die bis¬ 
herige Rechisfiadung der i’raxis auf ein buntes 

Durcheinander von heterogenen ProdutEen hinaus; 
neben SoLcben Prinzipien, weiche durch soaialc Fr- 
wägUügen gefunden sind, .utt-hcn in friedlicher Ein¬ 
tracht Erzeugnisse juristischer Koustrukticmen* denen 
nicht blofe die soziale Brauchbaikeit* sondern über* 
haupl jede reale GrunüLag^ n^bgehl; neben solchen 
gaUz vorwiegend vt>0 snzlalemEmpfindctibecinnufsieil 
Entscheidungen, wie RF.. 17 Nr. 24 und RE- 54 Nr. 29 
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(HaftptlichJ der Eisenbahn auch sine Culfhi für lit- 
triebsgcfahr-Schäden] Rücktritt vom Vertiay e üudl 
bei positiven Vertrags Verletzungen^ die den Veitrags- 
zweck gefahrdien), beg^neci uns unvermittelt rein 
konstruktive Entscheide, die sozial unhaltbar sind, 
wie z r B. die Ausdehnung des Vermine rpfandre-ebf.es 
auf die unpr&odbarcn lllalnn (REStr. 4 S- und 
der Ausschluß lic.r Gläubigerin ftchtung bei dolos 
paulianischcr Erbsehaftsau5schJagung (RH. 54 Nr, 77) 
(cf. S, 421 d. BL): — sowie neueste ns RH, 5R Nr. 9E, 
wo dein GruailfriückE-kiiofcr, der eine Hypothek in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm, milk Ist 
Folgerungen aus der sog. Verfügvmgstheorie der 
Einwand gegen den Gläubiger versiatiet wird, da? 
Kaufgeschäft sei simuliert gewesen. Dieser Rcchts- 
spruch ist zwar jetzt durch § 417 „ Abs, 2, BGB. 
unmöglich: gtmnchl; er stell! aber den Wert sehr 
vieler vor 19ÜÜ geschehener SchuIJübernabmeu in 
Frage und mute deshalb allgemeiner Beachtung 
empfohlen werden. 

i Um so dringender bedait es der Aufklärung 

■ ür den Richter, welchen Weg er bei der Rechts¬ 
findung zu gehen haL Daß die'Recbßfindung durch 
Konstruktion niemals ein gangbarer Weg sein kann, 
glaube ich nachgewiesen zu bähen. Da die Rechts¬ 
ordnung eine Ordnung sozialer Verhältnis!c ist, 
kann ihr Inhalt, auch auwei! als seine Schöpfung 
dem Rieb (er zukotumU nur durch soziale Er¬ 
wägungen gefunden werden. Jeder verständige Ge¬ 
setzgeber verjährt ausschließlich nach dieser Mc- 
Ibodc, da sie allein die soziale Brauchbarkeit der 
Norm gewährleistet; wie sollte der Richter ihrer 
enlralcn küuuen^ der!, wo er selbst der Gesetzgeber 
isi, wenn auch nur Jur den jeweilig zu seiner Ent¬ 
scheidung stehenden Falil Genau so wie der Ge¬ 
setzgeber bat der Richter deshalb in sorgfältiger 
Forschuog die mannigfachen Interessen aufzus-püreo, 
welche an der Regelung der offenen Rechtsfrage 
beteiligt sind (z. H_ an der Normierung der Rechts¬ 
folgen positiver Vertragsverletzungen oder an der 
Präzisierung des in § B33 BGB, durch die Worte: 
„welcher das Tier hall" ungenau angegebeü-tn Tat¬ 
bestandes); nicht nur die epischen Interessen der 
Privaten p die in Fallen von der zur Entscheidung 
stehenden Art einander gegen übertreten, wie z. B- die 
typischen Interessen des Tierhalters und des durch CIO 
Tier Geschädigten — sondern auch alle in Betracht zu 
ziehenden Interessen der Allgemeinheit in ihren ver¬ 
schiedenen Erscheinungsformen (Staat,. Gemeinde, 
Publikum etc.)* Dieser Aufdeckung des beteiligten 
InicrEssenkreists haben dann die Abwägung der 
einzelnen Interessen gegeneinander ued dieStatuierung 
ilcs gesuchten Rechtesateos än Richtung der als vor¬ 
wiegend schütz würdig befundenen Interessen zu folgen, 
liegt auf der Hand* dafs bei dieser Interessen wagung 
«las Interesse des Stentes an möglichst einfacher und 
konsequenter Fortbildung seiner Rechtsordnung 
schwer in die Waagschale falten wird und die 
Rechtsfindung deshalb oft zu Normen kommen nmtej 
die den bisher durch die sog. Analogie ^anlge- 
ileckten“ inhaltlich entsprechen, Gerade deshalb 


ist aber hervorzubebeo, dafs die richterliche Rechts¬ 
findung keineswegs verpflichtet ist., diesem Interesse 
Ci b rrail dl, wo es milspricht, Folge zu. gehen. Es 
können sehr wohl ändere Interessen auch ihm. 
gegenüber Schutz verdienen — namentlich auch 
das Interesse des Staates an dem Einsetaen einer 
gegen veraltete Rechtesnschauungeo Front machen¬ 
den Neubildung. Wäre z. B. die Frage, ob bei 
positiven Vertragsverletzungen, die den Gcscbäffs- 
zweck gefährden, ein RnCktritlsreChL zu gewähren 
sei, noch unter der Herrschaft des Gemeinen 
Rechtes der richteiJichen Rechtsfindung zur Regelung 
unterbreitet worden, so wäre es m- H, ein schwerer 
Fehler gewesen, jenem SCaalrinteres^ durch ein¬ 
fache fleherlragung der unzulänglichen gemeinrecht¬ 
lichen Vcrzugsfolgen Inf jenen zur Neuregelung 
stehenden Tatbestand nachzugebeu und damit das 
für letzteren als Rechtsfolge sozial notwendige 
KiicktrittsrechL aussnschUeDen. 

HL Daß der .Methode der Interessenwägung 
Mängel der 5. 41S d. BJ. hc zeichneten AK au haften 
sollten, die sie dennoch für die richterliche Rechts¬ 
findung unverwendbar machen, kann ich. nicht zu¬ 
geben. 

Es äsl richtig, dafs sic zur Zeit manchen 
unserer Richter ?u sozialem Diicttieren verführen 
wird, Daran ist aber nicht die Methode schuld, 
sondern die mangelhafte UiiiverHitätsbildung' unserer 
Juristen und das Geber maß von Arbeit, mit welchem 
der ELichter bei uns zumeist belastet ist- In dm 
Händen vieler Richter würde die Methode der 
Inleresgenwaguag auch jetzt schon segensreich 
wirken, und wenn nam.cn Uich das Reichsgericht sich 
ibr rückhaltlos zu wenden wollte, anstatt sein hohes 
Können und Wissen in den Dienst des abstrakten 
Konstruicrcns zu stellen, so würde das zweifelsohne 
bald die wohltätigsten Folgen zeitigen. An geeigneten 
Hilfsmitteln fehlt es wirklich nicht. Besonders bilden 
unsere zahSneEcben Geseticsmaterialiea eine sehr 
ausgiebige Fundgrube sozialer Erkenntnis. 

Die Gefahr, dafs der Richter politische oder 
soziale Sonderströmurigcn zur Geltung 2V- bringen 
verbucht, ist freilich ebenfalls vorhanden, aber lange 
nicht in dem Maße wie bei der jetzt üblichen 
Rechtsfindung durch Konstruktion; denn letztere 
läßt ja die Unterstroimingen, die auf sie ein wirken, 
nichl zutage treten; bei der JntercsseaWägU.flg da¬ 
gegen mufa der Richter offen Farbe bekennen, und 
wird dadurch zu strenger Selbstkritik erzogen, 

Dle UcbeJsütndc lassen sich also au! ein er- 
trauliches jMafs beschränken, Die Tlaupigefalir aber* 
die man darin sieht, dafs dte lntc ressen wligung 
einen dden h prinziplosen ["lilllarismus in der Kcchte- 
bildung groterichen werde, besteht überhaupt nicht. 
Sic wird dadnrdh ab^ewandl, dafs das Interesse des 
ijlaates an der Einfachheit und inneren Stetigkeit 
seiner Rechtsordnung in der oben geschilderten Art 
bei der Rechtsfindung Berücksichtigung finde!- 

Die vorstehenden Gedanken sind nur teilweise 
neu; wer such!, wird bei vielen Gleiches oder Ver¬ 
wandtes schon, ausgesprochen linden; ich nennt- 

K 
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beispielshalber jheriag, Hähr ? BÜLow, Rümeliü, Meili, 
Schlofsmaon und besonders Heck und Ehrlich. 
Aber das Ohr der Praxis tet bisher taut für solche 
Aeufsernngec gewesen, und darum, mag es gut sein, 
an dieser stelle ren eenem damit berTüTzutreten, 


Der Begründungszwang in dem Re&hls- 
miltel der Revision nach der neuen ZtvU- 
prozelsno veile. 

Von R-eiehBgmclilsraL E. Miller, Leipzig. 

I. Der ausgesprochene Zweck der Abänderung 
einiger fteshmiiiuugEn der ZPO. durch, das Gesetz 
v. 5. Juni 1905 war die Entlastung des Reichsgerichts. 
Wenn von einigen Änderungen mehr nebensich- 
licber Bedeutung abgesehen wird, soll jenes Ziel er* 
reicht werdet! einmal durch die Erhöhung der Reri- 
aioassumme too 1500 M_ auf 2500 U- und sodamn 

durch die Kinfuhnuig einer Art Begründungszwanges. 
Das erstem, rein mechanische Mittel entzieht kurz¬ 
weg einer Anzahl Sachen das Rechtsmittel der Re¬ 
vision] für die nächste Zeit bringt es jedenfalls 
einige wirksame Abhilfe; wie bei allen Mitteln dieser 
Art wird indessen seine Wirkung nur auf einige 
Zeit anhalteu. Das zweite Mittel — der Begrün¬ 
dung^ wang — enthält -die Anfänge einer organi¬ 
schen UmgestalLucg des Rechismittels, Es erfafst 
alle Revisionen und vermag deshalb, richtig ange* 
wendet, intensiver uod dauernd zu wirken. Sein 
nächster Zweck ist, Erscheinungen Torzubengen r die 
na-ch der bisherigen Gwtelluüg des Verfahrens 
nicht rer hindert werden konnten. Nach viel 
erörterter, aber auch lebhaft bekämpfter Auffassung 
wird dadurch ferner ein Weg eröffnet, die Hand¬ 
habung des Rechtsmittels erheblich zu verein¬ 
fachen. Nur unter großen Schwierigkeiten ver¬ 
möchte sich der BegriindUDgfHWang jn dem neuen 
Gesetze teilweise Anerkennung zu verschaffen. Di« 
einen befürchteten, die freie mündliche Verhandlung 
würde zu sehr beichraukt werden, andere sahen 
sogar die freie Beweglichkeit 4er Rechtsprechung 
gefährdet. Solche widerstreitenden 5h umringen be* 
einflufsten die rum Gesetz gewordenen neuen Vor¬ 
schriften nicht zu ihrem Vorteile; durch dsn Ver¬ 
buch, jenen Strömungen, Soweit möglich, eutgegen- 
zukomm^ÜK haben sie ersieh Hieb an Klarheit und 
Bestimm heil verloren. So gelaugt denn auch Justiz- 
rat Scheele in dem Teile geioer Abhandlung 3 )^ 
der toü dem Begihndungizwaugc handelt, zu. Er¬ 
gehn isseo^ welche die praktische Verwendbarkeit der 
neuen Vorschriften nicht unerheblich bewhränken 
würden. Bedenken gegen die Richtigkeit eines 
Teiles jener Ausführungen veraclafsten die vor¬ 
liegende Abhandlung, 

H. Nach § 5|>4 Abs. 1 rnufs der Revisions- 
klägcr die Revision begründen. Die Rerisions- 
begründung nuifs — § 554 Abs. 3 — enthalten 
1- die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten 
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und dessen Aufhebung beantragt werde — Revlsions- 
aal rage — h 2. die Angabe der Revisionsgründe. Bei 
Feststellung der rur SubslanLiierung der Revisions- 
gründc nötigen Angaben. unterschEidet das Gesetz 
UDter Nr. 2b und c zwischen den Fällen der Ver¬ 
letzung des Gesetzes in bezu>; auf das Verfahren 
— Nr. 2b — und den Fällen, in denen unter Ver* 
lelEuug des Gesetzes Tatsache □ testgesteLlf, über¬ 
gangen oder als vorgebracht angenommen seien — 
Nr 2 c —. ln den ersteren Fällen verlangt es Be- 
fEeicbDUng der Tatschen, die den Mangel ergeben* 
in den letzteren Bezeichnung der Tatsache, die unter 
Verletzung des Gesetze* festgestelll, übergangen oder 
als vorgebracht angenommen sei. Nach § 55$ unter¬ 
liegen der Prüfung de* ReTisionsgerichts, soweit die 
Revision darauf gestützt wird ? dafg das Gesste in 
bezug auf das Verfahren verletzt sei* nur die 
nach § 554 geltend gemachten Reiisionsgründe-, 
Darüber besteht wohl keine MelnungsTerschieden- 
heit, dafs durch J 559 a. a. O. die Rügen., da Ls das 
Gesetz in bezug auf das Verfahren verlötet sei, die 
nicht nach § 554 geltend gemacht wurden, für 
Partei und Gericht völlig präludiert sind* Dagegen 
besteht. Meinungsverschiedenheit darüber, was 5 559 
unter den Rügen h ^dafs das Gesetz in bezog aut 
das Verfahren verletzt sei*, verstehe. Scheele 
a, a. O. S. 355 Sp. 2 meint, nur die in § 55-1 Nr 2 b 
mit gleicher WurLfaüSung, nicht aber die La | 554 
Nr r 2c erwähnten Rügen seien von der in £ 559 
a. a. ü. geregelten TÖlligcn Präklusipn betroffen. 
Er kommt zu diesem Ergebniwc aus folgenden Er¬ 
wägungen: Das Gesetz betone in § 559 ausdrücklich, 
nur die Kcvirionsgründe, die darauf gestützt seien, 
dafs das Gesetz in bezug auf das Verfahren verletzt 
sei, werden vun der dort geregeltes PiäMusion ge¬ 
troffen. Das seien aber nur die in § 554 Nr. 2 b 
mit gEeiclier WorLfassung erwähnten, speziell das 
Verfahren betreffend* □, also jedenfalls nicht die lll 
| 554 Nr. 2c. erwähnten Rügen. Diese Rügen wür¬ 
den somit von den durch die Präklusion betroffenen 
VcTfahrensxügen ausscheiden und im StenedcsS 559 
dem materiellen Rechtfgehiete angeboren. 

Diesen Ausführungen kann nicht bcLgetrclen 
werden. Die Bestimmungen in Nr. 2 des § 554 
nehmen ihren Ausgang von der entsprechenden 
Regelung der gleichen Frage in § 584 Abs. 2 StPO. 
In der praktischen Handhabung des Rechtsmittels 
der Revision in Zivilsachen halten indessen die 
Rügen einer Verletzung des J 2&6 ZPO- unter <ten 
sog. prozessualen R ugen den Hauptpl atz eingenommen. 
Jene Rügen traten In dreifacher Gestalt auf. Gerügt 
wurde-: 1. eine Tatsache sei fcstgeslellt, aber unter 
Verletzung des § 286 ZPÜ., 2. ei oe Tatsache sei. 
zwar Yürgeiragen, aber nicbi festge&teUt., und 3- eine 
Tatsache sei festgestelK, aber nicht vorgelragcu T wie 
der gewöhnliche Ausdruck ist, eine Tatsache sei 
snppedillcrt- EJicse drei Fälle dur Rügt]] einer Ver¬ 
letzung des § 286 ZPO. wurden in Nr. 2c zusaoimeu- 
gefafst; ihre Trennung von den Fällen der Nr. 2 b 
erklärt sich schon durch öle abweichende Vorschrift 
über die Substantiie/ung ihrer Begründung.. Denn 





